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Elternunterhalt
- Wenn Kinder für die Eltern haften -

Das Thema „Elternunterhalt“ ist hoch brisant. 
In Deutschland wird sich das zahlenmäßige 
Verhältnis zwischen älteren und jüngeren 
Menschen in den nächsten Jahrzehnten er-
heblich verschieben. Mit der zunehmenden 
Vergreisung wird auch die Zahl der Pflegebe-
dürftigen, die mittlerweile bei über 2 Millionen 
liegt, zunehmend steigen. Gleichzeitig steigen 
die Kosten der Pflege von Jahr zu Jahr. Man 
kann aus diesen Gründen von einer Kostenex-
plosion sprechen. Diese Kosten können jedoch 
auf Dauer die wenigsten von uns aus Eigenver-
mögen oder Einkommen tragen.
Die Schlussfolgerung dieser gesellschaftlichen 
Entwicklung ist, dass das Thema Elternunter-
halt jeden etwas angeht.

1. Sozialhilferegress
Wenn die Eltern bedürftig werden, also ihre 
eigenen Kosten nicht mehr durch eigenes Ver-
mögen oder eigenes Einkommen abdecken 
können, übernimmt, in der Regel auf An-trag, 
der Sozialhilfeträger die nicht gedeckten Kos-
ten. Nach § 1601 ff. BGB haben jedoch auch die 
Eltern gegenüber ihren Kindern einen gesetz-
lichen Unterhaltsanspruch. Dieser Unterhalts-
anspruch geht in diesen Fällen auf die Sozial-
hilfeträger über. Das bedeutet, dass das Sozi-
alamt den Anspruch gegenüber den Kindern 
geltend macht. Die Fälle des Elternunterhaltes 
stellen daher meistens keine Streitigkeiten 
zwischen den Eltern und den Kindern, sondern 
zwischen dem Sozialamt und den Kindern dar 
(sogenannter Sozialhil-feregress). 

2. „Sandwich-Generation“
Wie bei jedem Unterhaltsanspruch muss je-
doch besonders im Rahmen des Elternunter-
haltes die Leistungsfähigkeit der Kinder über-
prüft werden. Das Bundesverfassungsgericht 
hat klargestellt, dass der Elternunterhalt die 
schwächste Unterhaltsverpflichtung darstellt, 
die das Gesetz kennt. Die Rechtsprechung 
wird der „Sandwich-Position“ der volljährigen 
Kinder gerecht. Denn die Kinder, die im Rah-
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men des Elternunterhaltes herangezogen 
werden, sind nicht nur ihren Eltern unterhalts-
verpflichtet, sondern oft auch ihren eigenen 
Kindern und müssen auch für das eigene Alter 
vorsorgen. 
Dieser Situation trägt der erhöhte Selbstbe-
halt Rechnung. Den Kindern muss mindestens 
der sogenannte notwendige Selbstbehalt in 
Höhe von derzeit 1.600 Euro verbleiben. Nur 
dann, wenn den Kindern nach Abzug ihrer 
Verbindlichkeiten und Belastungen ein höhe-
res Einkommen bleibt, kommt eine Leistungs-
fähigkeit aus dem Einkommen überhaupt in 
Betracht. 
Allerdings bestimmt sich die Leistungsfähig-
keit der Kinder nicht nur nach dem eigenen 
Einkommen, sondern auch nach dem Vermö-
gen. Welche Freibeträge gelten, wird von den 
Sozialämtern sehr unterschiedlich ausgelegt 
mit der Konsequenz, dass teilweise zu geringe 
Freibeträge in Abzug gebracht werden. Unab-
hängig davon, dass bestimmte Vermögenspo-
sitionen, wie beispielsweise die selbst genutzte 
Immobilie, ohnehin nicht zu Unterhaltszwe-
cken eingesetzt werden muss, ist darüber hin-
aus ein individueller Schon-vermögensbetrag 
festzustellen. Der Bundesgerichtshof hat fest-
gestellt, dass Vermögen geschützt ist, soweit 
das unterhaltspflichtige Kind es durch Einsatz 
von bis zu 5 Prozent seines Bruttoeinkommens 
angespart hat. Der Freibetrag muss daher indi-
viduell nach dem jeweiligen Einkommen und 
den zurückgelegten Berufsjahren ermittelt 
werden. Dies kann dazu führen, dass beispiels-
weise ein 50-Jähriger durchaus Freibeträge 
von bis zu 150.000 Euro erzielen kann. 

3. Verwirkung
Selbst wenn sich ein rechnerischer Unterhalts-
anspruch ergeben würde, kann dieser Un-
terhaltsanspruch „verwirkt“ sein. Wir Juristen 
sprechen dann von einer Verwirkung, wenn 
ein Anspruch zwar grundsätzlich besteht, aber 
aus besonderen Gründen nicht mehr gel-tend 
gemacht werden darf. Dies ist beispielsweise 
dann der Fall, wenn der unterhaltsbe-dürftige 
Elternteil sich gegenüber dem unterhalts-
pflichtigen Kind einer schweren Verfehlung 




